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Der 7„ Senat des Buhdessozialgerichts hat auf die münö»

liche Verhandlung vom 16° Februar 1968 durch

Senatspräsident R i c h t e r .
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter ’ Dr. K l ä B und
Bunäesrichter Dr„ K r e b s ,

_
Bundessoziälrichter Dr‚ H a't e s a u l

@un
Bundessozialrichter K r i e g

für Recht efkannt:

Die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen

gegen das Urteil des Lanäessozialgerichts Norärheinw

Westfalen vom 12° Januar 1967 werden zurückgewieseno

Die Beklagte und die Beigeladene haben dem Kläger die
außergerichtlicheh Kosten äes Revisionsverfahrena zu
erstatten„
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Der Kläger ist verheiratet und hat fünf zwischen 1956 und

1962 geborene eheliChe Kinder° In seinem Haushalt lebt als

Stiefsohn ein uneheliches Kind.seiner Frau, Friedhelm
); geborenam2„ Juli 1955„Für das Stiefkind, deeeen

Vater keinen Unterhalt zählt„.gewährt das Sozialamt der
beigeladenen Stadt Iserlohn laufend Hilfe zum Lebéneunter—

halt„ Die Sozialhilfe betrug zunächst 81‚——.DM und nach

den Fest3tellungen des‘Landessozialgerichts (LSG) zuletzt
84‚—— und 90,—— DM. Die Beklagte bewilligte dem Kläger an

Juli 1964Kindergeld von insgesamt275,»—nm, wobei der ‚%
Stiefsohn des Klägers als Zählkind berücksichtigt wurde,

Von November 1964 an zahlte sie gemäß 5 12 Abs° 3 und 4
des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) das auf den Stiefsobn

des Klägers entfallende Kindergeld von„46‚—— DM monatlich

entragsgemäß an das Sozialamt der beigeladenen Stadt‚ weil

dieses das Kind Friedhelm überwiegend unterhalte (Bescheid

vom So Oktober 1964)° Widerspruch und Klage blieben er—
folglos (Bescheid vom ll° November l964; Urteil des So—

zielgerichts —SG—vom 15° September 1965)„

Auf die Berufung des Klägers hat das LSG die Bescheide der
Beklagten aufgehoben° Das LSG hält die Abzweigung für

rechtswidrig, weil das Sozialamt trotz der laufenden Hil—

fe zum Lebensunterhalt von zuletzt 90,-— DM das Kind Fried«

helm nicht überwiegend Unterhalte;e denn neben den Geld—

leistungen seien auch die Unterhaltsleistungen zu berück—

eichtigen, die die Ehefrau des Klägers für das Kind Fried—
helm laufend in Form von Dienstleistungen erbringe„ Zum

Unterhalt seien 3etzt —nach Inkrafttreten des Grundge—

SetZ€8 (GG) *'hioht nur die Leistungen in Geld? sondern
auch die Haushaltsführung und die anderen persönlichen

Verrichtungen der Ehefrau und Mutter zu rechnen? wie das

Bundesverfassungsäericht (BVerfG) zu 5 45 des Angestell—

tenversicherungsgesetzes (AVG) festgestellt habe„ Im bür—

gerlichen ReCht sei die Haushaltsführung der Ehefrau schon
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vorher als gleichwertig im Gesetz anerkannt werden

(% 1360 Satz 2 äes Bürgerlichen Gesetzbuches —BGB—
nF)‚ Ebenso wie für das Sozialversicherungsrecht gelte
dieser Grundsatz für das Kindergeldrecht, weil das BKGG

keinen eigenen Unterhaltsbegriff kenne° Die Gleichwer«

tigkeit beider Leistungen sei auch beim Recht des un—
ehelichen Kindes anzuwenden und führe dazu, daß die

persönliche Sorge der Mutter mit einem gleich hohen

Geldbetrag anzusetzen sei wie die normale Unterhalts—

rente des unehelichen Vaters° Da die Hilfe des Sozial—

amtes nur den notwendigen Lebensbedarf decke, müßten

die Sozialhilfe und die persönliche Obsorge der Mutter

gleich bewertet werden° Revision wurde zugelassen°

Gegen dieses Urteil haben die Beklagte und die Beige—
ladene Revision eingelegt°

Die Beklagte meint? entgegen der Ansicht des Klägers

und des LSG sei der Stiefsohn Friedhelm Bz:::xjaüber—
wiegend vom Sozialamt Iserlohn unterhalten werden°

Das BKGG enthalte einen eigenen vom
bürgerlichen Recht

losgelösten Unterhaltsbegriff, wie sich aus einem Ver—

gleich dee %2 Abs() 1 Nr„ 6 (" zu den Kosten des Unter—
halts”) und Nr„ ? (Gegenüberstellung: "Aufnahme in den

Haushalt" und "überwiegender Uhterhalt"}„ äer Gesetzes-

materialien zu 5 5 Abs„ 5 Satz 2 und des @.12 Abs° ;
BKGG ergebe‚ die sämtlich den Begriff Unterhalt in dem

Sinne von finanziellen Aufwendungen v<>re:ussetzten° Die—

ser Auffassung stehe die Entscheidung des BVerfG vom 24.

Juli 1965 (NJW 65, 1725 ; Bd‚ l?‚ 1) nicht entgegeno
Dort habe geprüft werden müssen, oh auf Grunä des GG

die Leistungen der Ehefrau bei der Feststellung des

Bedarfs nach einem Ersatz für weggefallene Erwerbs—

.
Unterhaltsfunktion„ .

einkommen durch Sozialrenten, Ql
hätten, berücksichtigt werden müssen° Eine solche

Funktion hätte das Kindergeld aber gerade nicht°
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Die Beigeladene rügt Verletzung formellen (55 103, 150,
157 des Sozialgerichtsgesétzes'-SGG—) und materiellen

Rechts (5 12 BKGG): Die Dienstleistung der Mutter dürfe
geldwertmäßig nicht der Uhterhaltsrente des Vaters gleich—

gesetzt werden„ Das widers?reche % l?08 BGB, nach dem die
Uhterheltsrente den gesamten Lebensbedarf des Kindes decke°

Dieser Lebensbedärf könne aber nur durch Geläzahlung ge—
währleistet werden° Nach der Bewertung des LSG sei das

:::;nicht mehr als hilfsbedürftig en-Kind Friedhelm B?„.
zusehen„ Die Hilfe zum Lebensunterhalt wäre daher gemäß
5 2 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) einzustellen° Das
Kind sei aber gerade deshalb hilfsbeäürftig geworden3 weil

der uneheliche Vater nur unzulänglich seiner Verpflichtung

naohkommeo Demgegenüber lägen die Leistungen des-Sozial—

amtes weit höher, so daß es überwiegend den Unterhalt
sicherstelle°

Das LSG habe den Sachverhalt nicht hinreichend geklärt‚

Wer das Kind überwiegend unterhalte‚ sei Tetfrage° Dies
sei auf Grund der jeweiligen besonderen Umstände zu be-

urteilen‚ so vor allem danach, in welchem verhältnis Sach—

und Geldxhittel zu demBetrage stänäen‚ den das Kind tat—-
sächliCh zum Lebensunterhalt erhalte° Eine solche Auf—

klärung habe das Berufungsgericht unterlassen° Andern—
falls hätte es zu einer anderen Entscheidung kommen müssen„

Die Beklagte und die Beigeleäene beantragten,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom 12. Januar

1967 aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen

das Urteil des SG Dortmund vom 15„ September 1965 zu—

rückzuweisen, ‘

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Beiäe Revisionen sind zulässig‚ aber nicht begründet.
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Eine Abzweigung (Auszahlungean01dnung ) von Kindergeld

das auf ein Kind ent ällt (@ 12 Abs„ 4 BKGG), an eine
andere Person oder Stelle als den Berechtigten ist nach

5 12 Abe° } BKGGnur dann möglichD wenn diese des find

ganz oder überwiegend unterhält„ Zu Recht hat das LSG

ents ehieö.en‚ daß das Sozialamt der Beigele.denen des K;uKL

lriedbelm B‘72:7' nicht überwie5end unterhält, d„h°

nicht mehr als die Hälite des Unte1ha lte aufbringt

(vglo BSG„Urteil vom 130 Februar 1964 « 3 BK 75/59—‚

Bd„ 20, 148, 150); denn bei der Abwägung? wer das Kin@„

üben-riegenö.unterhält, sind. nicht nur die baren Geld.—
leistungen‚ sondern auch die tatsächliche Erkennung“
des Kindes und die Haushaltsführung eurch die Mutter

(Eheir eu des Klägers) zu berücksichtigeni

Das BKGG selbst bestimmt nicht‚ was unter dem Bi3griff

Unterhalt zu vereüäen ist„ Dieser Begriff muß daher

ausgelegt werden° Zum Begriff des Unterhalte hat Has

BVerfG (Urteil vom 24° Juli 1963 — l BvL 50/5?1nä 11/61 —1
Bd„ 17, l, 12 ff) bei der Prüfung der Frege‚ ob die er—
sehwerten Voraussetzungen für die Witwerrente nach 5 43

‘VG verfaesungs konform sind, den Grundea tz aufgestellt,:

-—gemäß Art° ; Abs„ 2 GG sei davon au37u5ehen, daß der Be

griff der Unterhalteleistungen auch.äi e unmittelbaren

Leistungen der Mutter, Hausfrau und Mithelfenden um—
fasse. Damit hat dee BVerfG den Unterhaltebegriff in

einer dem GG entsprechenden Weise ausgelegt= Diese

verfassungsgeréchte Bestimmung von "Unterhalt” drückt

einen allgemeinen Grundgedanken aus uni ist daher nicht

auf 90 r:; AVG beschränkto Schon vor der Entscheidung den_

BVerfG hatte dieser Wendel des Unterha csbegr5-£fs 1
3bürgerlichen Recht Kusäruck gefunden; 51360 S:tz 2 BGB;

eingeführt durch das Gleichberechtigungrsgew tz vom 18°

Juni 1957 (BGBl I 609)‚ bestimmt: "Die Frau erfüllt ihre

„Verxfliehtung, durch Arbeit zum Unter?„ialt der n°mi3.ie

beizutragen, in der Regel durch die Führung des Haue—

} C
h \
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halte; „„„”„ Für das Sozialversicherungsrecht ist die
Geltung-des vom BVerfG aufgestellten Grundsatzes durch

mehrere Entscheidungen des Bundessozialgerichts (BSG)-
bestätigt werden (Urteil vom 22„-August 1965 — 5 BKn

46/65'—‚ Bd° 19, 2827 285 zu @@176, 205 der Reichsver»

sicherungsordnung —RVO—;Urteil vom 13° Februar 1964

— 5 BK 75/59 —‚ Bd° 20, 148‚ 152 zu 55 182, 186 BVD
idF äes Ersten Leistungsverbesserungsgesetzes und Urteil

vom 14° Februar 1964 — 1 RA 205/60 in 8028 RVG @ 1266

Bl° Aa 5 Nr° 4)„ Dieser im bürgerlichen Recht und in
der Sozialversicherung anerkannte Grundsatz, der äen

Unterhaltsbegriff dort verfessungskonform auslegt? ist

auf 5 12 Abs„ 5 BKGGebenfalls anzuwenden° Durch Berück—
sichtigung der Betreuung der Kinder und der Haushalte—
führung durch die Frau wird auch der "Unterhalt" i„sc des

% 12 Abs° 5 BKGGin Übereinstimmung mit dem GGgebrachte “”

Einer solchén-Auslegung‚ die im Einklang mit dem GG

steht‚ ist mithin der Vorzug zu geben, soweit nicht der
Zweck oder der Gesetzeswortleut entgegen steht {BVerfG9

Beschluß vom 15°.Juni*l958„; 1 BVB 546/57, Bd° 8, 58‚ 41;
Beschluß vom 259 Oktober 1958 — 1 BVL 45/56 —, Bö.° 8‚ 210,
221)„ Beide Einschränkungen sind bei % 12 Abs° 5 BKGGin—

dessen nicht gegeben° ' ‘

Zweck der Vorschrift ist nach den Gesetzesmaterielbn

(“Bundestags—Dr° IV/1961zu % 11 Abs° 5 des Entwurfes = 5 12
Abs„ 5 der endgültigen Fässung des BKGG) in erster Linie,

den Kostenträger bei einer Heimunterbringung des Kinäe5v

zu berücksichtigen„ Dieser Zweck steht aber der hier

vertretenen Auffassung darüber? wer überwiegend den Unter»
halt aufbringt, nicht entgegen° Bei einer Heimnntefbringung

entfällt jede enrechenbere Betreuungsleistung äer Mutter

des unehelichen Kindeso

Ebensowenig wider8pricht der Wortlaut des @ 12 Abs° 3 BKGG

der hier vertretenen Auffassung° Der Hinweis der Beklagten

auf % 2 Abs" 1 Nr„ 6 und ? BKGGkann nicht durchgreifeno
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Diese beiden Vbrschriften sind im Wortlaut abweichend
gefaßt; in Nro 6 heißt es: “zu den Kosten ces Unte@

halte", in Nr° ? wirä die "Auinebme in den Haushalt“
dem ”überwiegenäen Unterhalt" gegenübergestellt° De—

her mag vielleicht auf diese beiden Vorsch*iften die

Ansicht der Beklagten, zum Unterhalt_des BKGG gehörten

nur die baren Mitt el zutreffen, wie dies auch zum
Teil in der Rechtsprechung (Urteil des LSG Hamburg vom

27 September 1966-1 KG Bf 10/65 — in Breithaqpt

1967, 250) und im Schrifttum (Schubert, DVR, 1967,
155 und Wickenhegen/Krebs‚ Kommentar zum BKGG, Stand

Juni 1967, 5 2 Anm° 10 a„Eo) vertreten wird„ Auf kei—

nen Fall kann die Vorschrift des @ 2 Abs° 1 BKGG in—

dessen zur Auslegung des S 12 Abs„ 3 BKGG herangezo—

gen werden° Hier muß vielmehr eine Auslegung erfolgen,

die im Einklang mit dem }G steht Dasselbe gilt für

5 5 Abs° 5 BKGC—°Die Beklagte weist zwar zutreffend
daraui'hin‚ daß es in der amtlichen Bebründung zu @ 3

Abs° 4 SGG des Regierungsentwurfs eines BKGG heißt;

"wenn die Mutter mehr als die Hälfte der finanziellen

Aufwendungen für das Kind trägt, „„„” \Bb■d■ßuago—DT

IVABIB:f0m 7° Dezember 1962, 8° 15 zu 5 5 „est
'\

Abs° 5 in der endgültigen Gesetze31as sung‚„ Die ur—

F
D

\_
‚\.

.)

Sprüngliche Fassung des Regierung Men;wuris lautete:

@5 Abs„ 5: "Erfüllen für ein Kind Vater und Mutter
di

gewährt, o„„"; 5 5 Abs„ 4 Satz &: ”Eine Anordnung

nach S„ 2 (= abweichend von Abs„ 5} ist zu treffen7

Ansprruchsvoraussetzungen, so wird es dem Vater(7
)

wenn die Mutter das Kind uberwiegenä unterhält"° ”Um
den Schein einer Bevorzu.gung des Vaters zu vermeiden”,

hat der Ausschuß für Arbeit (Bundestags—Dr° IV/l° 61,
5) die zum Gesetz gewordene Fassung des 5 } eine° }

BKGG vorgeschlagen. Es ist deshalb schnn;wei.nelnef
?

oo die ursprüngliche Auffassung in der amtlichen Be—

gründung nicht durch die Änderung‚ die der Ausschuß
für Arbeit vorgeschlagen hat, gegenstendelos geworden

„ 8 _
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ist° Jedenfalls darf bei einer verfassungskonformen Aus«

legung entgegen der Auffassung der Beklagten nicht der

Unterhaltsbegriff des % } Abs° 5 auf äen des @ 12 Abs°

; BKGC—übertragen weräem ‘ ‘ '

Die Betreuung und die Haushaltsführung der Hutter und

Hausfrau auch bei 5 12 Abs° 5 BKGGist nicht nur bei
der Abwägung, wer den überwiegenden Unterhalt in einer

bestehenden Ehe aufbringt, sonäern auch bei der Abwä—

gung, ob eine dritte Person oder Stelle oder die Mutter

das uneheliche Kind überwiegend unterhält, zu berück—

sichtigen° Dazu ist auf eine Entscheidung des BVerfG
(Beschluß vom 21o Juli 1960 — 1 BvR 155/60 —, Bd„ 11,
277) zurückzugreifen, die den @ 1709 Abs° 1 BGB für

verfaswngsgemäßerklärt° Dort hat das BVérfG ausge—
-führt, beim unehelichen Kinds nehme das bürgerliche Recht

von vornherein eine Aufteilung der Untérhaltspflichten

vor; der Mutter obliege die tatsächliche Sorge für das

Kind, dem Vater obliége die schulärechtliche Verpflich-

tung für die Unterhaltsrentec Diese Aufgabenteilung

ist Anlaß, auch die Betreuung der unehelichen Mutter
in Rahmenvon S 12 Abs° 5 BKGGzu berücksichtigen°

Zur Art und Weise wie die Betreuung und Haushaltsführung

der Frau zu bewerten ist, verweist das BVerfG (Bd° 17, l,
16) auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zum

Schadensersatzrecht nach € 845 BGB° Danach ergebe sich

ein natürlicher Ansatzpunkt für die Bewertung aus den

Mitteln‚ die üblicherweise für häuslichen oäer außerhäus—

lichen Ersatz der fortgefallenen Leistungen aufgere■dt
werden müßten° Derartige Ermittlungen sind jedoch im
vorliegenden Fall nicht notwendig: Geht man Von einer
gleich£ertigen Aufteilung der Unterhaltspflichten nach

“% 1709£BGBaus und beachtet man, daß das Sozialamt nach
@ ll Aus„ 1 BSHG nur}den notwendigen Lebensunterhalt mit

der So£ialhilfe deckt, so ist es nicht zu beanstanien‚

}
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wenn das LSG die Betreuungsleistung hier in der gleicheä

Höhe bewertet wie die Sozialhilfe° Da sich bei unehe—
lichen Kindern die Unterhaltsrenten nicht nur nach der

Lebensstellung der Mutter richten9 sondern sich auch

auf Grund der Pauschalierung in einem verhältnismäßig

festen Rahmen bewegen und ferner die ersatzweiee ge—
leistete Sozialhilfe damit der Höhe nach etw überein—

stimmt‚ gibt die vom LSG vorgenommene Bewertung der Be—

treuungsleistung der €utter einen hinreichend sicheren

Maßstab und vermeidet daher gerade die Abhängigkeit

von Zufällenä“8égen die die Beklagte Bedenken geäußert

hat° Geringfügige Sehwenkungen‚ die dabei auftreten

mögen, führen nicht zu einem grundsätzlich anderen Er—
gebnis°

Ist aber die Betreuung der Mutter nach ihrem Wert in

gleicher iöhe wie die Sozialhilfe anzusetzen7 so hat

das Sozialamt das Stiefkind des Klägers nicht überwie-

gend unterhalten° Die Revisionen sind daher zurückzu—

weiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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